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1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

W180 1412757-2/22E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Georg PECH als Einzelrichter über die Beschwerde des

XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 04.08.2011, Zl. XXXX , nach Durchführung einer

mündlichen Verhandlung zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Georg PECH als

Einzelrichter über die Beschwerde des römisch 40 , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom

04.08.2011, Zl. römisch 40 , nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung zu Recht erkannt:

A)

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides gemäß § 8 Abs. 3a iVm § 9 Abs. 2 Z 3

AsylG 2005 abgewiesen.römisch eins. Die Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt römisch zwei. des angefochtenen

Bescheides gemäß Paragraph 8, Absatz 3 a, in Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer 3, AsylG 2005 abgewiesen.

Gleichzeitig wird gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 festgestellt, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder

Abschiebung von XXXX in den Herkunftsstaat Afghanistan unzulässig ist.Gleichzeitig wird gemäß Paragraph 8, Absatz 3

a, AsylG 2005 festgestellt, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung von römisch 40 in den

Herkunftsstaat Afghanistan unzulässig ist.

II. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides stattgegeben und dieser gemäß §

28 Abs. 5 VwGVG ersatzlos behoben.römisch zwei. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt römisch drei. des

angefochtenen Bescheides stattgegeben und dieser gemäß Paragraph 28, Absatz 5, VwGVG ersatzlos behoben.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeführer hatte bereits am 24.12.2009 in Österreich einen (ersten) Antrag auf internationalen Schutz

gestellt.

Als Fluchtgrund gab der Beschwerdeführer Probleme mit den Taliban an, da er Übersetzungstätigkeiten für

verschiedene Organisationen übernommen habe und Kindern Englisch unterrichtet habe.

Im Zuge dieses Verfahrens gab eine Fachärztin als allgemein beeidete und gerichtlich zertiLzierte Sachverständige am

16.03.2009 eine gutachterliche Stellungnahme ab, wonach keine Hinweise auf psychische Erkrankungen oder

Traumatisierungen vorliegen würden.

Der Beschwerdeführer wurde in der Folge im Rahmen des Verfahrens nach der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des

Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der für

die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrages zuständig ist, (in

der Folge: Dublin II-VO) nach Griechenland zurückgeschoben.Der Beschwerdeführer wurde in der Folge im Rahmen

des Verfahrens nach der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der

Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines von einem

Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrages zuständig ist, (in der Folge: Dublin II-VO) nach

Griechenland zurückgeschoben.

2. Der Beschwerdeführer reiste daraufhin zu einem unbekannten Zeitpunkt erneut in Österreich ein und stellte am

17.04.2011 den gegenständlichen (zweiten) Antrag auf internationalen Schutz.
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Im Rahmen seiner Erstbefragung am Tag der Antragstellung gab der Beschwerdeführer u.a. an, er sei am 01.01.1990

geboren und stamme aus der Provinz Maidan Wardak. Er sei unverheiratet und gehöre der Volksgruppe der

Paschtunen an.

Nach Führung von Konsultationen im Rahmen des Verfahrens nach der Dublin II-VO wurde das Verfahren des

Beschwerdeführers am 31.05.2011 durch Ausfolgung der Aufenthaltsberechtigungskarte in Österreich zugelassen.

Am 02.08.2011 wurde der Beschwerdeführer in Anwesenheit eines Dolmetschers in der Sprache Dari vom

Bundesasylamt, Außenstelle Graz, einvernommen, wobei er angab, er sei gesund. Der Beschwerdeführer gab weiters

an, er sei in Pakistan geboren, sei jedoch später wieder nach Afghanistan zurückgekehrt. Seine Familie lebe seit damals

wieder im Heimatort. Zum Fluchtgrund sagte der Beschwerdeführer im Wesentlichen aus, er sei in Pakistan zur Schule

gegangen und habe dort Englisch gelernt. Nach seiner Rückkehr nach Afghanistan habe er lokalen Hilfsorganisationen

geholfen und Kinder in Englisch unterrichtet. So seien er und seine Familie ins Visier der Taliban gekommen. Es habe

zahlreiche Drohungen gegeben, die der Beschwerdeführer jedoch nicht ernst genommen habe, und Unbekannte

hätten nach ihm gefragt. Zwei junge Burschen, welche sich mit Amerikanern im Bazar unterhalten hätten, seien

enthauptet worden. Auch nach seiner Ausreise sei nach ihm gesucht worden. Im Zuge der Einvernahme legte der

Beschwerdeführer eine afghanische Geburtsurkunde vor.

3. Mit Bescheid vom 04.08.2011 wies das Bundesasylamt den Antrag sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 (im Folgenden AsylG 2005), als auch hinsichtlich

der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 ab

(Spruchpunkt I. und II.) und wies den Beschwerdeführer nach § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 aus dem österreichischen

Bundesgebiet nach Afghanistan aus (Spruchpunkt III.). Nach Wiedergabe der Einvernahmeprotokolle traf das

Bundesasylamt Länderfeststellungen zur allgemeinen Situation in Afghanistan und stellte die Staatsangehörigkeit und

Volksgruppenzugehörigkeit, nicht jedoch die Identität des Beschwerdeführers fest. Der Beschwerdeführer - so die

belangte Behörde weiter - stamme aus einem näher bezeichneten Dorf des Distrikts XXXX in der Provinz Wardak, wo

noch seine Eltern, Geschwister und weitere Verwandte leben würden. Der Beschwerdeführer stehe in telefonischem

Kontakt mit seiner Familie. Seine Fluchtgründe erachtete das Bundesasylamt als unglaubwürdig, was es

beweiswürdigend mit Unstimmigkeiten im Fluchtvorbringen begründete: So habe der Beschwerdeführer keine

Angaben zur Person seiner Verfolger und zu den Hilfsorganisationen, für die er gearbeitet habe, machen können und

es sei nicht nachvollziehbar, dass er sich nicht um Hilfe an diese Organisationen gewandt habe.3. Mit Bescheid vom

04.08.2011 wies das Bundesasylamt den Antrag sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten

gemäß Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, ZiNer 13, Asylgesetz 2005 (im Folgenden

AsylG 2005), als auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß Paragraph 8,

Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, ZiNer 13, AsylG 2005 ab (Spruchpunkt römisch eins. und

römisch zwei.) und wies den Beschwerdeführer nach Paragraph 10, Absatz eins, ZiNer 2, AsylG 2005 aus dem

österreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan aus (Spruchpunkt römisch drei.). Nach Wiedergabe der

Einvernahmeprotokolle traf das Bundesasylamt Länderfeststellungen zur allgemeinen Situation in Afghanistan und

stellte die Staatsangehörigkeit und Volksgruppenzugehörigkeit, nicht jedoch die Identität des Beschwerdeführers fest.

Der Beschwerdeführer - so die belangte Behörde weiter - stamme aus einem näher bezeichneten Dorf des Distrikts

römisch 40 in der Provinz Wardak, wo noch seine Eltern, Geschwister und weitere Verwandte leben würden. Der

Beschwerdeführer stehe in telefonischem Kontakt mit seiner Familie. Seine Fluchtgründe erachtete das Bundesasylamt

als unglaubwürdig, was es beweiswürdigend mit Unstimmigkeiten im Fluchtvorbringen begründete: So habe der

Beschwerdeführer keine Angaben zur Person seiner Verfolger und zu den Hilfsorganisationen, für die er gearbeitet

habe, machen können und es sei nicht nachvollziehbar, dass er sich nicht um Hilfe an diese Organisationen gewandt

habe.

Rechtlich folgerte das Bundesasylamt daraus, dass der Beschwerdeführer eine Furcht vor Verfolgung nicht glaubhaft

habe machen können. Aufgrund seiner persönlichen Verhältnisse sei es dem Beschwerdeführer durchaus zumutbar,

sich in Kabul oder in seiner Heimatprovinz Wardak niederzulassen. Daher würde eine Abschiebung auch Art. 3 EMRK

nicht verletzen. Seine Ausweisungsentscheidung begründete das Bundesasylamt mit einer zu Lasten des

Beschwerdeführers ausgehenden Interessensabwägung nach Art. 8 Abs. 2Rechtlich folgerte das Bundesasylamt

daraus, dass der Beschwerdeführer eine Furcht vor Verfolgung nicht glaubhaft habe machen können. Aufgrund seiner

persönlichen Verhältnisse sei es dem Beschwerdeführer durchaus zumutbar, sich in Kabul oder in seiner
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Heimatprovinz Wardak niederzulassen. Daher würde eine Abschiebung auch Artikel 3, EMRK nicht verletzen. Seine

Ausweisungsentscheidung begründete das Bundesasylamt mit einer zu Lasten des Beschwerdeführers ausgehenden

Interessensabwägung nach Artikel 8, Absatz 2

EMRK.

4. Gegen diesen Bescheid richtete sich die vorliegende, fristgerecht erhobene und zulässige Beschwerde wegen

Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgrund wesentlicher Verfahrensmängel und unrichtiger rechtlicher Beurteilung.

5. Die Beschwerde langte am 22.08.2011 beim damals zuständigen Asylgerichtshof ein.

Mit Schreiben vom 19.12.2011 (am selben Tage beim Asylgerichtshof eingelangt) zog der Beschwerdeführer die

Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides zurück. Unter einem führte er unter Zitierung aus

Berichten (inter-)nationaler Organisationen aus, dass die Lage in seiner Heimatprovinz denkbar schlecht sei und diese

als "high risk"-Gebiet eingestuft sei. Auch Kabul sei nicht sicher und es gebe generell keinen staatlichen Schutz. Der

Beschwerdeführer gab weiters an, seine Familie sei neuerlich von den Taliban bedroht worden und erwäge, den

Heimatort zu verlassen.Mit Schreiben vom 19.12.2011 (am selben Tage beim Asylgerichtshof eingelangt) zog der

Beschwerdeführer die Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch eins. des angefochtenen Bescheides zurück. Unter

einem führte er unter Zitierung aus Berichten (inter-)nationaler Organisationen aus, dass die Lage in seiner

Heimatprovinz denkbar schlecht sei und diese als "high risk"-Gebiet eingestuft sei. Auch Kabul sei nicht sicher und es

gebe generell keinen staatlichen Schutz. Der Beschwerdeführer gab weiters an, seine Familie sei neuerlich von den

Taliban bedroht worden und erwäge, den Heimatort zu verlassen.

Mit Verfahrensanordnung vom 22.12.2011, GZ. C4 412.757-2/2011/4Z, stellte der Asylgerichtshof das Verfahren

hinsichtlich Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheids ein.Mit Verfahrensanordnung vom 22.12.2011, GZ. C4

412.757-2/2011/4Z, stellte der Asylgerichtshof das Verfahren hinsichtlich Spruchpunkt römisch eins. des angefochtenen

Bescheids ein.

Am 30.01.2013 langte ein mit 29.01.2013 datiertes Schreiben beim Asylgerichtshof ein, mit dem der Beschwerdeführer

eine Bestätigung über seine ehrenamtliche Tätigkeit in einer sozialpädagogischen Einrichtung übermittelte.

Am 19.11.2013 langte eine Kopie einer gekürzten Urteilsausfertigung beim Asylgerichtshof ein, wonach der

Beschwerdeführer mit Urteil des Landesgerichts Innsbruck vom XXXX , Zl. XXXX , gemäß § 28a Abs. 1, 2., 3., 5. und 6.

Fall SMG zu einer Freiheitsstrafe von 15 Monaten verurteilt worden sei. Dieses Schriftstück wurde dem

Bundesverwaltungsgericht am 18.11.2014, 06.05.2014 und am 10.07.2014 nochmals übermittelt.Am 19.11.2013 langte

eine Kopie einer gekürzten Urteilsausfertigung beim Asylgerichtshof ein, wonach der Beschwerdeführer mit Urteil des

Landesgerichts Innsbruck vom römisch 40 , Zl. römisch 40 , gemäß Paragraph 28 a, Absatz eins, 2 Punkt , 3 Punkt , 5

und 6, Fall SMG zu einer Freiheitsstrafe von 15 Monaten verurteilt worden sei. Dieses Schriftstück wurde dem

Bundesverwaltungsgericht am 18.11.2014, 06.05.2014 und am 10.07.2014 nochmals übermittelt.

Seit 01.01.2014 ist das Bundesverwaltungsgericht für das Verfahren des Beschwerdeführers zuständig.

Am 12.08.2014 fand unter Beiziehung einer Dolmetscherin für die Sprache Paschtu eine öNentliche mündliche

Beschwerdeverhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht statt, an welcher der Beschwerdeführer teilnahm. Ein

Vertreter der belangten Behörde ist entschuldigt nicht erschienen.

Der Beschwerdeführer wiederholte zunächst seine bisherigen Angaben zu seiner Person und ergänzte, er beherrsche

mehrere Sprachen in Wort und Schrift, darunter auch Englisch. Er sei Sunnit. Er sei ungefähr 2006/2007 mit seiner

Familie von Pakistan nach Afghanistan zurückgekehrt. Er habe zuletzt vor ungefähr einem Jahr mit seiner Familie

telefoniert. Der Beschwerdeführer wiederholte sein bisher erstattetes Vorbringen, wonach er als Dolmetscher für

Hilfsorganisationen fungiert habe und Kindern Englisch beizubringen versucht habe. Er betonte, dass solche Personen

von den Taliban getötet würden, wie es auch mit seinem Cousin geschehen sei. Darüber hinaus wies er auch auf

mögliche Bedrohungen aufgrund unterlassener Zusammenarbeit mit den Taliban hin. Zu seinem Leben in Österreich

gab der Beschwerdeführer an, er habe einige Bekannte und Freunde in Österreich und helfe in einer

Kinderbetreuungseinrichtung mit. Im Zuge der Verhandlung wurden dem Beschwerdeführer Länderberichte über die

allgemeine Situation in Afghanistan zur Einsicht und Stellungnahme ausgehändigt. Der Beschwerdeführer verzichtete

auf eine Stellungnahme.Der Beschwerdeführer wiederholte zunächst seine bisherigen Angaben zu seiner Person und

ergänzte, er beherrsche mehrere Sprachen in Wort und Schrift, darunter auch Englisch. Er sei Sunnit. Er sei ungefähr



2006 aus 2007, mit seiner Familie von Pakistan nach Afghanistan zurückgekehrt. Er habe zuletzt vor ungefähr einem

Jahr mit seiner Familie telefoniert. Der Beschwerdeführer wiederholte sein bisher erstattetes Vorbringen, wonach er als

Dolmetscher für Hilfsorganisationen fungiert habe und Kindern Englisch beizubringen versucht habe. Er betonte, dass

solche Personen von den Taliban getötet würden, wie es auch mit seinem Cousin geschehen sei. Darüber hinaus wies

er auch auf mögliche Bedrohungen aufgrund unterlassener Zusammenarbeit mit den Taliban hin. Zu seinem Leben in

Österreich gab der Beschwerdeführer an, er habe einige Bekannte und Freunde in Österreich und helfe in einer

Kinderbetreuungseinrichtung mit. Im Zuge der Verhandlung wurden dem Beschwerdeführer Länderberichte über die

allgemeine Situation in Afghanistan zur Einsicht und Stellungnahme ausgehändigt. Der Beschwerdeführer verzichtete

auf eine Stellungnahme.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Folgender Sachverhalt steht fest:

1.1 Zur allgemeinen Lage in Afghanistan

1.1.1 Allgemeines:

Afghanistan ist eine islamische Republik und hat schätzungsweise 24 bis 33 Millionen Einwohner. Die afghanische

Verfassung sieht ein starkes Präsidialsystem mit einem Parlament vor, das aus einem Unterhaus und einem Oberhaus,

deren Mitglieder von den Provinz- und Distriktsräten sowie vom Präsidenten bestellt werden, besteht (Country Report

des U.S. Department of State vom 19.4.2013).

Nach mehr als 30 Jahren KonPikt und 13 Jahre nach dem Ende der Herrschaft der Taliban beLndet sich Afghanistan in

einem langwierigen Wiederaufbauprozess. Anstrengungen, die zur Sicherung bisheriger Stabilisierungserfolge und zur

Verbesserung der Zukunftsperspektiven der Bevölkerung beitragen, werden noch lange Zeit notwendig sein (Bericht

des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

2012 wurden der schrittweise Abzug der internationalen Truppen bis 2014 sowie die Grundzüge des

Nachfolgeeinsatzes diskutiert. Nach einer Strategie der Übergabe der Sicherheitsverantwortung ("Transition") haben

die afghanischen Sicherheitskräfte schrittweise die Verantwortung für die Sicherheit in Afghanistan von den

internationalen Streitkräften übernommen. Auf den geplanten Abzug der internationalen Kampfeinheiten auf

Jahresende 2014 hin haben die regierungsfeindlichen Gruppierungen die Anzahl ihrer Anschläge signiLkant erhöht,

was zu einer deutlichen Verschlechterung der Sicherheitslage geführt hat.

Die afghanische Regierung ist weiterhin weit davon entfernt, ihren Bürgerinnen und Bürgern Sicherheit, eQziente

Regierungsinstitutionen, Rechtsstaatlichkeit, soziale Basisdienstleistungen und Schutz vor

Menschenrechtsverletzungen bieten zu können (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 30.9.2013).

Mittlerweile reklamieren die Taliban mit der systematischen Einrichtung parallelstaatlicher Strukturen in immer weiter

nördlich gelegenen Gebieten den Anspruch für sich, als legitime Regierung Afghanistans betrachtet zu werden. Die

regierungsähnlichen Strukturen in den von den Taliban kontrollierten Gebieten (mit Schattengouverneuren und in

wichtigeren Gebieten mit verschiedenen Kommissionen z.B. für Justiz, Besteuerung, Gesundheit oder Bildung) sind

relativ gut etabliert (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 3.9.2012).

1.1.2 Sicherheitslage:

In vielen Landesteilen Afghanistans gilt die Sicherheitslage als prekär. Bereits im Frühjahr 2013 hatte sich eine

besorgniserregende Zunahme militärischer Konfrontationen zwischen regierungsfeindlichen Gruppierungen und

afghanischen Sicherheitskräften in den bevölkerten Gegenden abgezeichnet. 2014 eskalierten diese weiter in allen

Regionen des Landes (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 5.10.2014). Im Frühjahr 2013 waren die

Anschläge regierungsfeindlicher Gruppierungen im Vergleich zum Vorjahr um 47% angestiegen. War das Jahr 2013

mittlerweile als das gewaltreichste seit 2001 bezeichnet worden, so nahm zuletzt die Besorgnis über den drastischen

Anstieg getöteter und verletzter Zivilisten zu, die im Kreuzfeuer bei Gefechten zwischen aufständischen und

afghanischen Truppen oder aufgrund von unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtungen, die

regierungsfeindliche Gruppen gezielt platzierten, ums Leben kamen oder verletzt wurden. Der Anstieg der Gewalt wird

unter anderem auch im Zusammenhang mit den Präsidentschaftswahlen gesehen (Bericht der Schweizerischen

Flüchtlingshilfe vom 22.7.2014). Noch nie zuvor forderten militärische Gefechte so viele Opfer unter der

Zivilbevölkerung wie 2014 (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 5.10.2014).



Mittlerweile betriNt der KonPikt, der sich zuvor auf den Süden und Osten des Landes konzentrierte, die meisten

Landesteile, insbesondere den Norden, aber auch Provinzen, die zuvor als die stabilsten im Land gegolten hatten. Die

zwölf Provinzen mit den insgesamt meisten Sicherheitsvorfällen im Jahr 2012 waren Helmand, Kandahar und Urusgan

(südliche Region), Ghazni, Paktika und Khost (südöstliche Region), Nangarhar und Kunar (östliche Region), Herat und

Farah (westliche Region) und Kabul und Wardak (Zentralregion). Die südliche, die südöstliche und die östliche Region

entwickelten sich zu einem zunehmend zusammenhängenden Kampfgebiet. In den Provinzen Kandahar, Kunar,

Nangarhar, Logar und Wardak kam es im Jahr 2012 zu einem deutlich höheren Grad an Sicherheitsvorfällen als 2011

(Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013).

1.1.2.1 Sicherheitslage im Raum Kabul:

Der Fokus des Terrors liegt nicht auf Kabul oder allgemein auf städtischen Zentren, sondern der Großteil der Gewalt

passiert in ländlichen Gegenden. Dennoch verüben die Taliban (einschließlich das Haqqani-Netzwerk) in Kabul

weiterhin öNentlichkeitswirksame AngriNe und demonstrieren, dass die Aufständischen überall im Land zuschlagen

und selbst den "Stahlring" der afghanischen Sicherheitskräfte um die Zentren großer Städte überwinden können

(Ruttig, After the "operational pause", vom 2.6.2013). So verübten sie beispielsweise einen AngriN auf ein bekanntes

libanesisches Restaurant im Januar 2014 und auf das Serena Hotel im März 2014. Im Juli 2014 griNen Taliban den

internationalen Flughafen an, auf dem sich auch ein NATO-Stützpunkt beLndet. Ebenfalls im Juli 2014 setzten

Angehörige der Taliban am Rande der Hauptstadt dutzende von Tanklastzügen in Brand (Bericht der Schweizerischen

Flüchtlingshilfe vom 5.10.2014).

1.1.2.2 Sicherheitslage in Wardak:

Die Taliban-Rebellen und die al-Qaida-Kämpfer sehen die Provinz Wardak als Tor für AngriNe auf die Provinz Kabul.

(BBC 8.9.2013). Wardak liegt strategisch günstig beim westlichen Zugang zu Kabul. Es ist für die Aufständischen, welche

die naheliegenden Bergdörfer unter Kontrolle haben, und sie als Basen für ihre Selbstmordattentate in die Stadt

nützen, perfekt positioniert. Rebellen greifen aber auch in der Provinz selbst amerikanische und afghanische Kräfte an

und führen Selbstmordattentate durch. Das Haqqani Netzwerk ist unter anderem auch in Wardak aktiv (FFP 10.2011).

Die Schlüsselprovinz Wardak war in den letzten Jahren Ort der gewalttätigsten Kämpfe zwischen der NATO und den

Taliban (BBC 20.10.2014). Die Provinz wird als Taliban-Hochburg gesehen (WP 5.4.2014, vgl. WSJ 5.4.2014).Die Taliban-

Rebellen und die al-Qaida-Kämpfer sehen die Provinz Wardak als Tor für AngriNe auf die Provinz Kabul. (BBC 8.9.2013).

Wardak liegt strategisch günstig beim westlichen Zugang zu Kabul. Es ist für die Aufständischen, welche die

naheliegenden Bergdörfer unter Kontrolle haben, und sie als Basen für ihre Selbstmordattentate in die Stadt nützen,

perfekt positioniert. Rebellen greifen aber auch in der Provinz selbst amerikanische und afghanische Kräfte an und

führen Selbstmordattentate durch. Das Haqqani Netzwerk ist unter anderem auch in Wardak aktiv (FFP 10.2011). Die

Schlüsselprovinz Wardak war in den letzten Jahren Ort der gewalttätigsten Kämpfe zwischen der NATO und den

Taliban (BBC 20.10.2014). Die Provinz wird als Taliban-Hochburg gesehen (WP 5.4.2014, vergleiche WSJ 5.4.2014).

Im ersten Quartal des Jahres 2013 haben sich die Vorfälle in der Provinz Wardak im Vergleich zum Vorjahr um 187

Prozent erhöht. Es wurden im ersten Quartal des Jahres 2013 43 Vorfälle registriert (ANSO 4.2013). Im Jahresvergleich

2011 und 2013 ist die Zahl regierungsfeindlicher AngriNe in der Provinz Wardak um 12 % gestiegen. Im Jahr 2013

wurden 429 Vorfälle registriert (Vertrauliche Quelle 1.2014).

Im März und April zogen U.S. Spezialtruppen vorzeitig aus den beiden Distrikten Nirkh und XXXX in Wardak ab. Sie

kamen damit einem Beschluss des Afghanischen National Security Council nach, der auf Vorwürfe von Misshandlungen

durch internationale Streifkräfte und mit ihnen assoziierte afghanische Streitkräfte folgte. Einige afghanische

Sicherheitsbeamte zeigten sich besorgt über die möglichen Auswirkungen auf die Sicherheit, da die Provinz an Kabul

angrenzt. Es wurde allerdings mit Stand Juni über keine Verschlechterung der Sicherheitslage in der Provinz Wardak

berichtet (UNSC 13.6.2013).Im März und April zogen U.S. Spezialtruppen vorzeitig aus den beiden Distrikten Nirkh und

römisch 40 in Wardak ab. Sie kamen damit einem Beschluss des Afghanischen National Security Council nach, der auf

Vorwürfe von Misshandlungen durch internationale Streifkräfte und mit ihnen assoziierte afghanische Streitkräfte

folgte. Einige afghanische Sicherheitsbeamte zeigten sich besorgt über die möglichen Auswirkungen auf die Sicherheit,

da die Provinz an Kabul angrenzt. Es wurde allerdings mit Stand Juni über keine Verschlechterung der Sicherheitslage

in der Provinz Wardak berichtet (UNSC 13.6.2013).



Im September 2013 griNen Selbstmordattentäter Büros des Provinzgeheimdienstes in der Provinzhauptstadt Maidan

Shar an, mindestens vier Angestellte und fünf Attentäter starben, mehr als 100 Menschen wurden verletzt. Die Taliban

bekannten sich dazu (BBC 8.9.2013).

Im Zeitraum Jänner bis Oktober 2014 wurden in der Provinz Wardak, laut Information eines westlichen

Sicherheitsvertreters, 501 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert. Der volatilste Distrikt war Seyedabad mit 199

Vorfällen. Der zweitvolatilste Distrikt war XXXX mit 69 Vorfällen (EASO 1.2015).Im Zeitraum Jänner bis Oktober 2014

wurden in der Provinz Wardak, laut Information eines westlichen Sicherheitsvertreters, 501 sicherheitsrelevante

Vorfälle registriert. Der volatilste Distrikt war Seyedabad mit 199 Vorfällen. Der zweitvolatilste Distrikt war römisch 40

mit 69 Vorfällen (EASO 1.2015).

1.1.3 Menschenrechte:

Zivilisten, die der Unterstützung regierungsfeindlicher Kräfte verdächtigt werden, können willkürlichen Festnahmen

(inklusive Inhaftierung ohne Anklage) sowie Misshandlungen durch internationale Truppen oder durch afghanische

Behörden ausgesetzt sein (Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013).

Was Repressionen Dritter anbelangt, geht die größte Bedrohung der Menschenrechte von lokalen Machthabern und

Kommandeuren aus. Es handelt sich hierbei meist um Anführer von Milizen, die nicht mit staatlichen Befugnissen,

aber mit faktischer Macht ausgestattet sind. Die Zentralregierung hat auf viele dieser Urheber von

Menschenrechtsverletzungen praktisch keinen EinPuss und kann sie weder kontrollieren noch ihre Taten untersuchen

oder verurteilen. Wegen des desolaten Zustands des Verwaltungs- und Rechtswesens bleiben

Menschenrechtsverletzungen daher häuLg ohne Sanktionen. Immer wieder kommt es zu Entführungen, die entweder

politisch oder finanziell motiviert sind (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

Regierungsfeindliche Kräfte greifen systematisch und gezielt Zivilisten an, die tatsächlich oder vermeintlich die

afghanische Regierung und die internationale Gemeinschaft in Afghanistan, einschließlich der internationalen

Streitkräfte und internationalen humanitären Hilfs- und Entwicklungsakteure unterstützen bzw. mit diesen verbunden

sind. Zu den primären Zielen solcher Anschläge zählen u.a. politische Führungskräfte, Lehrer und andere

Staatsbedienstete, ehemalige Polizisten und Zivilisten, die der Spionage für regierungstreue Kräfte bezichtigt werden.

Auch afghanische Zivilisten, die für die internationalen Streitkräfte als Fahrer, Dolmetscher oder in anderen zivilen

Funktionen arbeiten, werden von Taliban bedroht und angegriNen. In Gebieten, die ihrer tatsächlichen Kontrolle

unterliegen, nutzen regierungsfeindliche Kräfte Berichten zufolge verschiedene Methoden zur Rekrutierung von

Kämpfern, einschließlich Rekrutierungsmaßnahmen auf der Grundlage von Zwang. Personen, die sich einer

Rekrutierung widersetzen, sind gefährdet, der Spionage für die Regierung angeklagt und getötet oder bestraft zu

werden (Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013).

Personen, denen Verstöße gegen die Scharia - wie Apostasie, Blasphemie, freiwillige, gleich-geschlechtliche

Beziehungen oder Ehebruch - vorgeworfen werden, sind nicht nur der Gefahr ihrer Verfolgung, sondern auch der

gesellschaftlichen Ächtung und Gewalt durch Familienangehörige, andere Mitglieder ihrer Gemeinschaften, die Taliban

und andere regierungsfeindliche Kräfte ausgesetzt. Dies gilt sowohl für Frauen als auch für Männer (Richtlinien des

UNHCR vom 6.8.2013).

Die Ausweichmöglichkeiten für diskriminierte, bedrohte oder verfolgte Personen hängen maßgeblich vom Grad ihrer

sozialen Verwurzelung, ihrer Ethnie und ihrer Lnanziellen Lage ab. Die größeren Städte bieten aufgrund ihrer

Anonymität eher Schutz als kleine Städte oder Dorfgemeinschaften (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom

31.3.2014). UNHCR geht davon aus, dass eine interne Schutzalternative in den vom aktiven KonPikt betroNenen

Gebieten unabhängig davon, von wem die Verfolgung ausgeht, nicht gegeben ist. Wenn die Verfolgung von

regierungsfeindlichen Akteuren ausgeht, muss berücksichtigt werden, ob die Wahrscheinlichkeit besteht, dass diese

Akteure den Antragsteller im vorgeschlagenen Neuansiedlungsgebiet verfolgen. Angesichts des geograLsch großen

Wirkungsradius der regierungsfeindlichen Kräfte existiert für Personen, die durch solche Gruppen verfolgt werden,

keine sinnvolle interne Schutzalternative. Es sei insbesondere darauf hingewiesen, dass die Taliban, das Haqqani-

Netzwerk und die Hezb-e-Islami Hekmatyar sowie andere bewaNnete Gruppierungen die operativen Kapazitäten

haben, AngriNe in allen Teilen des Landes auszuführen, darunter auch in solchen Gebieten, die nicht von den



regierungsfeindlichen Kräften kontrolliert werden, wie anhand des Beispiels von öNentlichkeitswirksamen Anschlägen

in urbanen Gebieten, die sich unter der Kontrolle regierungsfreundlicher Kräfte beLnden, ersichtlich wird (Richtlinien

des UNHCR vom 6.8.2013).

1.1.4 Meinungs- und Pressefreiheit sowie Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit:

Art. 34 der afghanischen Verfassung gestattet die Meinungs- und Pressefreiheit. Jedoch werden diese Rechte in der

Praxis von der Regierung eingeschränkt (Country Report des U.S. Department of State vom 19.4.2013).Artikel 34, der

afghanischen Verfassung gestattet die Meinungs- und Pressefreiheit. Jedoch werden diese Rechte in der Praxis von der

Regierung eingeschränkt (Country Report des U.S. Department of State vom 19.4.2013).

In den vergangenen Jahren galt die afghanische Medienlandschaft als Vorzeigesektor: diversiLziert, unabhängig und im

Wachstum- und Professionalisierungsprozess begriNen. Die Präsidentschaftswahlen, eine konservative Medienpolitik

und der allgemeine Islamvorbehalt schränken die Medienfreiheit jedoch deutlich ein. Auch über den Islamvorbehalt

hinaus ist Medienfreiheit in Afghanistan noch keine Wirklichkeit. Immer wieder werden Journalisten zum Ziel von

Morddrohungen und tätlichen ÜbergriNen. Journalisten, die sich einer EinPussnahme durch Aufständische oder durch

die Regierung widersetzen, geraten unter Druck. Andere Piehen in die Selbstzensur. Immer wieder verlassen

Journalisten das Land, weil sie ihre persönliche Sicherheit in Afghanistan nicht gewährleistet sehen. Morde an

Journalisten werden kaum staatsanwaltlich verfolgt (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

Was das (in der afghanischen Verfassung garantierte) Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit anbelangt,

gibt es regelmäßig - genehmigte wie spontane - Demonstrationen, v.a. gegen soziale Missstände, gegen die Tötung von

Zivilisten durch NATO-Truppen, gegen (geplante) Koranverbrennungen oder gegen im Ausland verbreitete Karikaturen

des Propheten Mohammed. Die Kundgebungen verlaufen in den meisten Fällen friedlich, eskalieren aber teilweise

oder werden von Einzelpersonen gezielt genutzt, um gewaltsame Ausschreitungen anzustacheln. Die afghanische

Regierung ruft die Bevölkerung bei Demonstrationen regelmäßig auf, diese friedlich abzuhalten. Die Versammlungs-

und Vereinigungsfreiheit sind grundsätzlich gewährleistet (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

1.1.5 Religionsfreiheit:

Die Religionsfreiheit ist in der afghanischen Verfassung verankert. Dies gilt allerdings ausdrücklich nur für Anhänger

anderer Religionen als dem Islam. Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans. Die von Afghanistan

ratiLzierten internationalen Verträge und Konventionen wie auch die nationalen Gesetze sind allesamt im Lichte des

generellen Islamvorbehalts (Art. 3 der Verfassung) zu verstehen. Die Glaubensfreiheit, die auch die freie

Religionsauswahl beinhaltet, gilt in Afghanistan daher für Muslime nicht. Nach oQziellen Schätzungen sind 84% der

Bevölkerung sunnitische Muslime und 15% schiitische Muslime. Andere in Afghanistan vertretene

Glaubensgemeinschaften wie z.B. Sikhs, Hindus und Christen machen nicht mehr als 1% der Bevölkerung aus (Bericht

des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).Die Religionsfreiheit ist in der afghanischen Verfassung verankert.

Dies gilt allerdings ausdrücklich nur für Anhänger anderer Religionen als dem Islam. Laut Verfassung ist der Islam die

Staatsreligion Afghanistans. Die von Afghanistan ratiLzierten internationalen Verträge und Konventionen wie auch die

nationalen Gesetze sind allesamt im Lichte des generellen Islamvorbehalts (Artikel 3, der Verfassung) zu verstehen. Die

Glaubensfreiheit, die auch die freie Religionsauswahl beinhaltet, gilt in Afghanistan daher für Muslime nicht. Nach

oQziellen Schätzungen sind 84% der Bevölkerung sunnitische Muslime und 15% schiitische Muslime. Andere in

Afghanistan vertretene Glaubensgemeinschaften wie z.B. Sikhs, Hindus und Christen machen nicht mehr als 1% der

Bevölkerung aus (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

Nicht-muslimische religiöse Minderheiten, insbesondere Christen, Hindus und Sikhs, werden weiterhin durch das

geltende Recht diskriminiert (Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013). Hindus und Sikhs werden auch im Alltag

diskriminiert und bei der Ausübung ihrer religiösen Zeremonien bedroht oder angegriNen (Bericht der

Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 30.9.2013). Christen und Angehörige der Baha'i vermeiden es aus Angst vor

Diskriminierung, Misshandlung, willkürlicher Verhaftung oder Tötung, sich öNentlich zu ihrer Religion zu bekennen

oder sich oNen zum Gebet zu versammeln. Die afghanische Regierung schützt religiöse Minderheiten vor ÜbergriNen

nicht (Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013). Die Situation der größten religiösen Minderheit des Landes, der

afghanischen schiitisch-muslimischen Gemeinde, hat sich seit dem Ende des Taliban-Regimes wesentlich gebessert, ist



jedoch noch immer mit gesellschaftlichen Diskriminierungen konfrontiert, wobei die Beziehungen zur sunnitischen

Mehrheit sich verschlechtert hat (International Religious Freedom Report 2012 des U.S. Department of State vom

20.5.2013).

1.1.6 Ethnische Minderheiten:

Afghanistan ist ein Vielvölkerstaat, über den es aufgrund der seit Jahrzehnten schwierigen Sicherheitslage kaum

gesicherte statistische Daten gibt (ÖIF-Länderinfo vom Februar 2010). Der Anteil der Volksgruppen im Vielvölkerstaat

wird auf ca. 38% Paschtunen, ca. 25%, Tadschiken, ca. 19% Hazara, ca. 6% Usbeken sowie zahlreiche kleinere ethnische

Gruppen (Aimak, Turkmenen, Baluchi, Nuristani u. a.) geschätzt. Die afghanische Verfassung schützt sämtliche

ethnische Minderheiten. Neben den oQziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung sechs

weiteren Sprachen dort ein oQzieller Status eingeräumt, wo die Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser anderen

Sprache spricht.

Für die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten (mehrheitlich schiitischen) Hazara hat sich die Lage

deutlich verbessert. Sie sind in der öNentlichen Verwaltung zwar nach wie vor unterrepräsentiert, aber es erscheint

unklar, ob dies eher eine Folge der früheren Marginalisierung oder eine gezielte Benachteiligung neueren Datums ist.

Gesellschaftliche Spannungen bestehen fort und leben in lokal unterschiedlicher Intensität gelegentlich wieder auf

(Bericht des Deutschen Aus-wärtigen Amtes vom 31.3.2014). In diesem Sinne sind Angehörige der Hazara weiterhin

gesellschaftlich diskriminiert und Berichten zufolge Opfer von Schikanierung, Einschüchterung und Tötungen durch

die Taliban sowie andere regierungsfeindliche Kräfte (Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013). Andererseits verbessert

sich die Minderheit der Hazara ökonomisch und politisch durch Bildung: Viele Hazara schließen Studien ab oder

schlagen den Weg in eine Ausbildung in den Bereichen Informationstechnologie oder Medizin ein (Congressional

Research Service vom 22.11.2013).

In der Provinz Ghazni errangen Vertreter der Ethnie der Hazara sämtliche Sitze, die im Unterhaus für diese Provinz

reserviert waren, was jedoch u.a. auch auf die niedrige Wahlbeteiligung in den paschtunisch besiedelten Distrikten

aufgrund der prekären Sicherheitslage zurückzuführen war (D-A-CH-Bericht zur Sicherheitslage vom März 2011). In

einer besonderen Lage beLnden sich die ca. eine Million Kuchi-Nomaden, die unter ungeklärten Boden- und

Wasserrechten in besonderem Maße leiden. De facto kommt es immer wieder zu einer Diskriminierung dieser Gruppe,

da sie aufgrund ihres nomadischen Lebensstils als Außenseiter gelten und so die Gefahr laufen, Opfer einer

diskriminierenden Verwaltungspraxis oder strafrechtlicher Sanktionierung zu werden. Immer wieder werden Nomaden

rasch einer Straftat bezichtigt und verhaftet, wenngleich sie oft auch genauso schnell wieder auf freiem Fuß sind

(Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

1.1.7 Justiz und (Sicherheits-)Verwaltung:

Verwaltung und Justiz funktionieren nur sehr eingeschränkt. Neben der fehlenden Einheitlichkeit in der Anwendung

der verschiedenen Rechtsquellen (kodiLziertes Recht, Scharia und Gewohnheits-recht), werden auch rechtsstaatliche

Verfahrensprinzipien nicht regelmäßig eingehalten. EinPussnahme und Zahlung von Bestechungsgeldern durch

mächtige Akteure verhindern Entscheidungen nach rechtsstaatlichen Grundsätzen in weiten Teilen des Justizsystems

(Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

Richterinnen und Richter sind Bestechungsversuchen und Drohungen sowohl seitens lokaler Machthaber, Beamten

aber auch Familienangehörigen, Stammesältesten und Angehöriger regierungsfeindlicher Gruppierungen ausgesetzt,

was ihre Unabhängigkeit schwerwiegend beeinträchtigt. Die Urteile zahlreicher Gerichte basieren auf einem Gemisch

von kodiLziertem Recht, Schari'a, lokalen Gebräuchen und Stammesgesetzen. Gerichtsprozesse entsprechen in keiner

Weise den internationalen Standards für faire Verfahren. Die Haftbedingungen liegen weiterhin unter den

internationalen Standards; sanitäre Einrichtungen, Nahrungsmittel, Trinkwasser und Decken sind mangelhaft,

ansteckende Krankheiten verbreitet (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 30.9.2013).

Eine Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis, die systematisch nach Merkmalen wie Rasse, Religion, Nationalität,

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischer Überzeugung diskriminiert, ist nicht festzustellen.

Fälle von Sippenhaft sind allerdings nicht auszuschließen (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

Die Taliban haben in den von ihnen kontrollierten Gebieten ihre eigenen parallelstaatlichen Justizsysteme eingerichtet.

Ihre Rechtsprechung basiert auf einer äusserst strikt ausgelegten Interpretation der Shari'a; die von ihnen



ausgeführten Bestrafungen umfassen auch Hinrichtungen und körperliche Verstümmelungen und werden von UNAMA

teilweise als Kriegsverbrechen eingestuft (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 30.9.2013).

Innerhalb der Polizei sind Korruption, Machtmissbrauch und Erpressung - ebenso wie in der Justiz - endemisch

(Richtlinien des UNHCR vom 6.8.2013). Die Afghanische Nationale Polizei (ANP) gilt als korrupt und verfügt bei der

afghanischen Bevölkerung kaum über Vertrauen. Die afghanischen Sicherheitskräfte, die inzwischen praktisch im

ganzen Land an vorderster Front kämpfen, werden auch künftig auf internationale Unterstützung sowie Beratung und

Ausbildung angewiesen sein. Ein weiteres schwerwiegendes Problem stellt die hohe Ausfallquote dar: Rund 35% der

Angehörigen der Afghanischen Sicherheitskräfte schreiben sich jedes Jahr nicht mehr in den Dienst ein. Die

Desertionsrate in der Armee wird nur noch von jener der ANP übertroNen (Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe

vom 30.9.2013).

1.1.8 Versorgungslage:

Die Grundversorgung ist für große Teile der Bevölkerung eine tägliche Herausforderung. Für Rückkehrer gilt dies

naturgemäß verstärkt. Eine hohe Arbeitslosigkeit wird verstärkt durch vielfältige Naturkatastrophen. Das World Food

Programme reagiert das ganze Jahr hindurch in verschiedenen Landesteilen auf Krisen bzw. Notsituationen wie Dürre,

Überschwemmungen oder extremen Kälteeinbruch. Auch der Norden des Landes ist extremen NatureinPüssen wie

Trockenheiten, Überschwemmungen und Erdverschiebungen ausgesetzt. Außerhalb der Hauptstadt Kabul und der

Provinzhauptstädte fehlt es an vielen Orten an grundlegender Infrastruktur für Transport, Energie und Trinkwasser.

Die medizinische Versorgung ist trotz erkennbarer Verbesserungen landesweit aufgrund un-genügender Verfügbarkeit

von Medikamenten, Ausstattung der Kliniken, Ärzten und Ärztinnen sowie mangels gut qualiLzierten

Assistenzpersonals (v.a. Hebammen) immer noch unzureichend. Die Behandlung psychischer Erkrankungen -

insbesondere Kriegstraumata - Lndet (abgesehen von einzelnen Pilotprojekten) nach wie vor nicht in ausreichendem

Maße statt (Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

1.1.9 Rückkehrfragen:

Die Fähigkeit Afghanistans, Rückkehrer aufzunehmen, bleibt gering (Country Report des U.S. Department of State vom

19.4.2013). Gemäss UNHCR waren rund 40% der Rückkehrenden nicht in der Lage, sich in ihren Heimatgemeinden

wieder zu integrieren, was zu einer signiLkanten zweiten Vertreibung geführt hat. Bis zu 60% der Rückkehrenden

kämpfen mit Schwierigkeiten, sich in Afghanistan wieder einzugliedern. Erschwert wird die Wiedereingliederung durch

die anhaltend prekäre Sicherheitslage, den Verlust der Lebensgrundlage, den fehlenden Zugang zu Gesundheits- und

Bildungseinrichtungen sowie durch die Herausforderungen bei der Einforderung von Land und Besitz (Bericht der

Schweizerischen Flüchtlingshilfe vom 30.9.2013).

Bei der Rückkehr von Frauen, Kindern, alten Menschen oder Alleinerziehenden stellt die Reintegration in ein religiöses

und sozial traditionelles Umfeld oft eine Herausforderung dar (Bericht von IOM vom Oktober 2012). Rückkehrer

können auf Schwierigkeiten gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Art vor allem dann stoßen, wenn sie außerhalb des

Familienverbandes oder nach einer längeren Abwesenheit aus dem (westlich geprägten) Ausland zurückkehren und

ihnen ein soziales oder familiäres Netzwerk sowie aktuelle Kenntnisse der örtlichen Verhältnisse fehlen (Bericht des

Deutschen Auswärtigen Amtes vom 31.3.2014).

UNHCR spricht sich gegen eine Rückkehr von Personen an einen Ort aus, der weder dem Herkunftsort noch früheren

Wohnorten entspricht, wo keine tatsächlichen Familien- oder Stammesstrukturen und entsprechende Unterstützung

bestehen (Anfragebeantwortung des UNHCR vom 11.11.2011).

1.2 Zur Person des Beschwerdeführers und zu seinen Fluchtgründen:

Der Beschwerdeführer nennt sich XXXX . Er ist afghanischer Staatsangehöriger der Volksgruppe der Paschtunen und

Sunnit. Er ist unverheiratet. Seine Familie stammt aus einem näher bezeichneten Dorf im Distrikt XXXX der Provinz

Wardak. Er wurde in Pakistan geboren und besuchte dort die Schule. Seine Familie kehrte ungefähr 2007 nach

Afghanistan zurück, wo der Beschwerdeführer bis zu seiner Ausreise im Heimatort lebte. Seine Eltern, Geschwister und

weitere Verwandte leben noch im Heimatort, es besteht jedoch nur sporadischer telefonischer Kontakt.Der

Beschwerdeführer nennt sich römisch 40 . Er ist afghanischer Staatsangehöriger der Volksgruppe der Paschtunen und

Sunnit. Er ist unverheiratet. Seine Familie stammt aus einem näher bezeichneten Dorf im Distrikt römisch 40 der



Provinz Wardak. Er wurde in Pakistan geboren und besuchte dort die Schule. Seine Familie kehrte ungefähr 2007 nach

Afghanistan zurück, wo der Beschwerdeführer bis zu seiner Ausreise im Heimatort lebte. Seine Eltern, Geschwister und

weitere Verwandte leben noch im Heimatort, es besteht jedoch nur sporadischer telefonischer Kontakt.

Mit Urteil des Landesgerichts Innsbruck vom XXXX , Zl. XXXX , wurde der Beschwerdeführer gemäß § 28a Abs. 1, 2., 3.,

5. und 6. Fall SMG zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 15 Monaten verurteilt.Mit Urteil des Landesgerichts

Innsbruck vom römisch 40 , Zl. römisch 40 , wurde der Beschwerdeführer gemäß Paragraph 28 a, Absatz eins, 2 Punkt ,

3 Punkt , 5 und 6, Fall SMG zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von 15 Monaten verurteilt.

Mit Urteil des Landesgerichts für Strafsachen Wien vom XXXX , Zl. XXXX , wurde der Beschwerdeführer gemäß § 27 Abs.

1 Z. 1 8. Fall und § 27 Abs. 3 SMG zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten verurteilt.Mit Urteil des Landesgerichts für

Strafsachen Wien vom römisch 40 , Zl. römisch 40 , wurde der Beschwerdeführer gemäß Paragraph 27, Absatz eins,

Ziffer eins, 8. Fall und Paragraph 27, Absatz 3, SMG zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten verurteilt.

Am 16.12.2015 wurde er unter Anordnung der Bewährungshilfe bedingt (Probezeit drei Jahre) aus der Haft entlassen.

In Österreich hat der Beschwerdeführer einige Bekannte und Freunde und hilft in einer Kinderbetreuungseinrichtung

ehrenamtlich mit.

2. Diese Feststellungen beruhen auf folgender Beweiswürdigung:

2.1 Die Länderfeststellungen gründen auf den unter II.1.1 angeführten Länderberichten (mwN) angesehener

staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer

Aussagen, denen inhaltlich auch nach Übermittlung der Länderberichte nicht konkret entgegengetreten wurde,

besteht für das Bundesverwaltungsgericht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den

Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten.2.1 Die Länderfeststellungen gründen auf

den unter römisch zwei.1.1 angeführten Länderberichten (mwN) angesehener staatlicher und nichtstaatlicher

Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen, denen inhaltlich auch nach

Übermittlung der Länderberichte nicht konkret entgegengetreten wurde, besteht für das Bundesverwaltungsgericht

kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan

zugrunde gelegt werden konnten.

2.2 Die Feststellungen zu Nationalität, Religions- und Volksgruppenzugehörigkeit des Beschwerdeführers, zu seinem

Herkunftsort, Wohnort und zum Aufenthaltsort seiner Verwandten sowie zu seinen persönlichen Verhältnissen stützen

sich - soweit sie nicht bereits von der belangten Behörde im angefochtenen Bescheid festgestellt wurden - auf die

insofern unbedenklichen Angaben des Beschwerdeführers. Die vorgelegte afghanische Geburtsurkunde konnte

mangels Überprüfbarkeit ihrer Echtheit und Richtigkeit nicht zum Nachweis der Identität des Beschwerdeführers

herangezogen werden.

Auf seine Aussage stützen sich auch die Feststellungen über seinen Gesundheitszustand. Es sind keine Hinweise auf

Erkrankungen oder sonstige gesundheitliche Beeinträchtigungen hervorgekommen.

Die Feststellung zu seiner strafgerichtlichen Verurteilung ergibt sich aus dem Verwaltungsakt und den Kopien der

Urteilsausfertigungen des Landesgerichtes für Strafsachen, Innsbruck, sowie dem Ergebnis einer Strafregisterabfrage

vom 15.01.2016.

Die Feststellungen zu seinem Leben in Österreich ergeben sich aus seinem eigenen Vorbringen, das durch das am

30.01.2013 übermittelte Schreiben bestätigt wird.

3. Rechtlich ergibt sich daraus:

3.1 Gemäß § 75 Abs. 19 AsylG 2005 idF BGBl. I 68/2013 sind alle mit Ablauf des 31.12.2013 beim Asylgerichtshof

anhängigen Beschwerdeverfahren vom Bundesverwaltungsgericht zu Ende zu führen.3.1 Gemäß Paragraph 75, Absatz

19, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 68 aus 2013, sind alle mit Ablauf des 31.12.2013 beim

Asylgerichtshof anhängigen Beschwerdeverfahren vom Bundesverwaltungsgericht zu Ende zu führen.

Nach § 75 Abs. 1 erster Satz AsylG 2005 idF BGBl. I 29/2009 ist das AsylG 2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die - wie

im vorliegenden Fall - am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. Die Einzelrichterzuständigkeit ergibt sich aus § 6

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, BGBl. I 10/2013, wonach das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter

entscheidet, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, was im
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gegenständlichen Verfahren nicht der Fall ist.Nach Paragraph 75, Absatz eins, erster Satz AsylG 2005 in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, ist das AsylG 2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die - wie im vorliegenden

Fall - am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. Die Einzelrichterzuständigkeit ergibt sich aus Paragraph 6,

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, 10 aus 2013,, wonach das Bundesverwaltungsgericht

durch Einzelrichter entscheidet, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate

vorgesehen ist, was im gegenständlichen Verfahren nicht der Fall ist.

Gemäß § 17 VwGVG, BGBl. I 33/2013 idF BGBl. I 122/2013, sind, soweit nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren

über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG insbesondere die Bestimmungen des AVG und jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in jenem Verfahren, das dem

Verwaltungsgericht vorangegangen ist, angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte (siehe insbesondere § 1 BFA-

VG, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 144/2013).Gemäß Paragraph 17, VwGVG, Bundesgesetzblatt Teil eins, 33 aus 2013, in

der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 122 aus 2013,, sind, soweit nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren

über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG insbesondere die Bestimmungen des AVG und jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in jenem Verfahren, das dem

Verwaltungsgericht vorangegangen ist, angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte (siehe insbesondere Paragraph

eins, BFA-VG, Bundesgesetzblatt Teil eins, 87 aus 2012, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 144 aus 2013,).

Verfahrensrechtliche Bestimmungen der genannten Art Lnden sich vor allem im Bundesgesetz über das Verfahren vor

dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, BGBl. Nr. 87/2012 idF BGBl. I Nr. 144/2013,Verfahrensrechtliche

Bestimmungen der genannten Art Lnden sich vor allem im Bundesgesetz über das Verfahren vor dem Bundesamt für

Fremdenwesen und Asyl, Bundesgesetzblatt Nr. 87 aus 2012, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 144 aus

2013,,

(BFA-VG).

3.2 Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheids3.2 Zu Spruchpunkt römisch eins. des angefochtenen Bescheids

Aufgrund der mit Schreiben vom 19.12.2011 erfolgten Zurückziehung der gegen den Spruchpunkt I. des angefochtenen

Bescheides des Bundesasylamtes erhobenen Beschwerde ist der Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides

rechtskräftig geworden und das Verfahren wurde diesbezüglich vom Asylgerichtshof am 22.12.2011

eingestellt.Aufgrund der mit Schreiben vom 19.12.2011 erfolgten Zurückziehung der gegen den Spruchpunkt römisch

eins. des angefochtenen Bescheides des Bundesasylamtes erhobenen Beschwerde ist der Spruchpunkt römisch eins.

des angefochtenen Bescheides rechtskräftig geworden und das Verfahren wurde diesbezüglich vom Asylgerichtshof

am 22.12.2011 eingestellt.

3.3 Zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheids3.3 Zu Spruchpunkt römisch zwei. des angefochtenen Bescheids

3.3.1 Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in

Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status

des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer

Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für

ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonPiktes mit sich bringen würde.3.3.1 Gemäß Paragraph 8,

Absatz eins, AsylG ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in Österreich

einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des

Asylberechtigten abgewiesen wird, oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer

Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde

oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) oNen steht.Gemäß Paragraph 8,

Absatz 3, AsylG sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.
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Ist gemäß § 8 Abs. 3a AsylG ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär

Schutzberechtigten nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6

abzuweisen, so hat eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 vorliegt.

Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder

Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2

EMKR, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson

eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines

internationalen oder innerstaatlichen KonPiktes mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung,

dass der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.Ist gemäß Paragraph 8, Absatz 3 a, AsylG ein

Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon

mangels einer Voraussetzung gemäß Absatz eins, oder aus den Gründen des Absatz 3, oder 6 abzuweisen, so hat eine

Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemäß Paragraph 9, Absatz 2, vorliegt. Diesfalls ist

die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des

Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMKR, Artikel

3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine

ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines

internationalen oder innerstaatlichen KonPiktes mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung,

dass der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.

Ist gemäß § 9 Abs. 2 AsylG der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den Gründen des Abs. 1

abzuerkennen, so hat eine Aberkennung auch dann zu erfolgen, wennIst gemäß Paragraph 9, Absatz 2, AsylG der

Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den Gründen des Absatz eins, abzuerkennen, so hat eine

Aberkennung auch dann zu erfolgen, wenn

1. einer der in Art. 1 Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe vorliegt;1. einer der in Artikel

eins, Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe vorliegt;

2. der Fremde eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der Republik Österreich darstellt oder

3. der Fremde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist.

Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten,

die den Voraussetzungen des § 73 StGB, BGBl. Nr. 60/1974, entspricht.3. der Fremde von einem inländischen Gericht

wegen eines Verbrechens (Paragraph 17, StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist. Einer Verurteilung durch ein

inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen

des Paragraph 73, StGB, Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974,, entspricht.

In diesen Fällen ist die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten mit der Feststellung zu verbinden,

dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da

dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur

Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonPiktes mit sich

bringen würde.In diesen Fällen ist die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten mit der Feststellung

zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat

unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6

oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder

der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonPiktes mit

sich bringen würde.

Gemäß § 17 Abs. 1 StGB sind Verbrechen vorsätzliche Handlungen, die mit lebenslanger oder mit mehr als dreijähriger

Freiheitsstrafe bedroht sind.Gemäß Paragraph 17, Absatz eins, StGB sind Verbrechen vorsätzliche Handlungen, die mit

lebenslanger oder mit mehr als dreijähriger Freiheitsstrafe bedroht sind.

Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche

Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des

Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die persönliche

Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH vom
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31.03.2005, Zl. 2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). Dabei kann bei der Prüfung von außerhalb staatlicher

Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten nur dann in der AußerlandesschaNung des Antragsstellers eine

Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind (vgl.

EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl.

2000/01/0443).Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos

eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem

Gesichtspunkt des Artikel 3, EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf

die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat

vergleiche VwGH vom 31.03.2005, Zl. 2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). Dabei kann bei der Prüfung von außerhalb

staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten nur dann in der AußerlandesschaNung des Antragsstellers

eine Verletzung des Artikel 3, EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind

vergleiche EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl.

2000/01/0443).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -

auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten Gefahr einer

Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG erwähnter) Rechte ausgesetzt

wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwGH 25.11.1999,

99/20/0465;Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat

abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der

konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, EMRK gewährleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz

eins, AsylG erwähnter) Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat

entgegenstehen (VwGH 25.11.1999, 99/20/0465;

08.06.2000, 99/20/0203; 08.06.2000, 99/20/0586; 21.09.2000, 99/20/0373; 25.01.2001, 2000/20/0367; 25.01.2001,

2000/20/0438;

25.01.2001, 2000/20/0480; 21.06.2001, 99/20/0460; 16.04.2002, 2000/20/0131; vgl. dazu überdies EUGH 17.02.2009,

Elgafaji, C-465/07, Slg. 2009, I-0000, Randnr. 45, wonach eine Bedrohung iSd Art. 15 lit. c der Richtlinie 2004/83/EG des

Rates vom 29.04.2004 [StatusRL] auch dann vorliegt, wenn der einen bestehenden bewaNneten KonPikt

kennzeichnende Grad willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die Annahme

bestehen, dass eine Zivilperson bei einer Rückkehr in das betreNende Land oder gegebenenfalls in die betroNene

Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet dieses Landes oder dieser Region tatsächlich Gefahr liefe, einer

solchen Bedrohung ausgesetzt zu sein).25.01.2001, 2000/20/0480; 21.06.2001, 99/20/0460; 16.04.2002, 2000/20/0131;

vergleiche dazu überdies EUGH 17.02.2009, Elgafaji, C-465/07, Slg. 2009, I-0000, Randnr. 45, wonach eine Bedrohung

iSd Artikel 15, Litera c, der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.04.2004 [StatusRL] auch dann vorliegt, wenn der

einen bestehenden bewaNneten KonPikt kennzeichnende Grad willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass

stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass eine Zivilperson bei einer Rückkehr in das betreNende Land oder

gegebenenfalls in die betroNene Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet dieses Landes oder dieser Region

tatsächlich Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt zu sein).

3.3.2 Im Fall des Beschwerdeführers ergeben sich aus den Feststellungen zur seiner persönlichen Situation vor dem

Hintergrund der speziLschen Länderfeststellungen zu Afghanistan konkrete Anhaltspunkte für das Vorliegen eines

Hindernisses der Rückverbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Afghanistan. Im vorliegenden Fall

ist nämlich zu berücksichtigen, dass die Familie des Beschwerdeführers aus der Provinz Wardak stammt, die als

besonders gefährlich gilt und wo die Taliban großen EinPuss haben, wobei sie generell brutal gegen die Bevölkerung

vorgehen (siehe oben II.1.1). Darüber hinaus ist der Beschwerdeführer als Rückkehrer nach sechsjähriger Abwesenheit

in besonderem Maße von den allgemeinen Gefährdungen, die von den Taliban ausgehen, betroNen. Eine

Wiederansiedlung in Wardak scheidet daher - abgesehen von der fraglichen Erreichbarkeit der Provinz - aus diesen

Erwägungen aus.3.3.2 Im Fall des Beschwerdeführers ergeben sich aus den Feststellungen zur seiner persönlichen

Situation vor dem Hintergrund der speziLschen Länderfeststellungen zu Afghanistan konkrete Anhaltspunkte für das

Vorliegen eines Hindernisses der Rückverbringung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Afghanistan. Im

vorliegenden Fall ist nämlich zu berücksichtigen, dass die Familie des Beschwerdeführers aus der Provinz Wardak

stammt, die als besonders gefährlich gilt und wo die Taliban großen EinPuss haben, wobei sie generell brutal gegen die
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Bevölkerung vorgehen (siehe oben römisch zwei.1.1). Darüber hinaus ist der Beschwerdeführer als Rückkehrer nach

sechsjähriger Abwesenheit in besonderem Maße von den allgemeinen Gefährdungen, die von den Taliban ausgehen,

betroNen. Eine Wiederansiedlung in Wardak scheidet daher - abgesehen von der fraglichen Erreichbarkeit der Provinz -

aus diesen Erwägungen aus.

Hinweise, dass der Beschwerdeführer andere Verwandte in Afghanistan hat, sind im asylbehördlichen Verfahren nicht

hervorgekommen. Insofern mangels Niederlassungs-möglichkeit in der Heimatprovinz eine Ansiedlung in Kabul in

Frage käme, ist zu beachten, dass der Beschwerdeführer sich zuvor niemals in Kabul aufgehalten hatte und es ihm

daher auch diesem Grunde schwerer als anderen fallen würde, sich in der Hauptstadt und mit deren erschwerten

Gegebenheiten in Bezug auf die Existenzsicherung zu Recht zu Lnden. Als erschwerend erweist sich in diesem

Zusammenhang auch der lange Zeitraum der Abwesenheit des Beschwerdeführers von seiner Heimat. Gleichzeitig

haben sich die allgemeinen Lebensbedingungen in den letzten Jahren nicht verbessert. Aus den Länderfeststellungen

ist ersichtlich, dass auch die Versorgung der Menschen mit Wohnraum und Nahrungsmitteln in Afghanistan,

insbesondere für alleinstehende Rückkehrer ohne jeglichen familiären Rückhalt, nur unzureichend ist. Die belangte

Behörde stellt im angefochtenen Bescheid (S. 24, 25, 29) auch selbst fest, dass eine Rückkehr an einen anderen Ort als

den Herkunftsort Rückkehrer vor unüberwindliche Hindernisse stellen kann. Es sind keine Hinweise hervorgekommen,

dass sich dies in der Zwischenzeit geändert haben könnte. Angesichts der derzeitigen politischen Lage in Afghanistan

ist zudem staatliche Unterstützung sehr unwahrscheinlich. Eine den Garantien der EMRK entsprechende Rückführung

käme nur dann in Betracht, wenn der betreNende afghanische Asylwerber in der Lage ist, sich sofort und aus eigenen

Mitteln oder auf Grund eines bestehenden Familienanschlusses an einem hinreichend sicheren Ort ein sicheres

Rückzugsgebiet vor allem für die Nacht zu schaNen (vgl. AsylGH 23.1.2012, C1 408601-2/2010; 14.2.2012, C10 303021-

1/2008). Mangels familiären Netzwerks in Kabul kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdeführer in eine

hoNnungslose Lage gerät.Hinweise, dass der Beschwerdeführer andere Verwandte in Afghanistan hat, sind im

asylbehördlichen Verfahren nicht hervorgekommen. Insofern mangels Niederlassungs-möglichkeit in der

Heimatprovinz eine Ansiedlung in Kabul in Frage käme, ist zu beachten, dass der Beschwerdeführer sich zuvor niemals

in Kabul aufgehalten hatte und es ihm daher auch diesem Grunde schwerer als anderen fallen würde, sich in der

Hauptstadt und mit deren erschwerten Gegebenheiten in Bezug auf die Existenzsicherung zu Recht zu Lnden. Als

erschwerend erweist sich in diesem Zusammenhang auch der lange Zeitraum der Abwesenheit des

Beschwerdeführers von seiner Heimat. Gleichzeitig haben sich die allgemeinen Lebensbedingungen in den letzten

Jahren nicht verbessert. Aus den Länderfeststellungen ist ersichtlich, dass auch die Versorgung der Menschen mit

Wohnraum und Nahrungsmitteln in Afghanistan, insbesondere für alleinstehende Rückkehrer ohne jeglichen

familiären Rückhalt, nur unzureichend ist. Die belangte Behörde stellt im angefochtenen Bescheid (S. 24, 25, 29) auch

selbst fest, dass eine Rückkehr an einen anderen Ort als den Herkunftsort Rückkehrer vor unüberwindliche

Hindernisse stellen kann. Es sind keine Hinweise hervorgekommen, dass sich dies in der Zwischenzeit geändert haben

könnte. Angesichts der derzeitigen politischen Lage in Afghanistan ist zudem staatliche Unterstützung sehr

unwahrscheinlich. Eine den Garantien der EMRK entsprechende Rückführung käme nur dann in Betracht, wenn der

betreNende afghanische Asylwerber in der Lage ist, sich sofort und aus eigenen Mitteln oder auf Grund eines

bestehenden Familienanschlusses an einem hinreichend sicheren Ort ein sicheres Rückzugsgebiet vor allem für die

Nacht zu schaNen vergleiche AsylGH 23.1.2012, C1 408601-2/2010; 14.2.2012, C10 303021-1/2008). Mangels familiären

Netzwerks in Kabul kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdeführer in eine hoffnungslose Lage gerät.

Unter Berücksichtigung der individuellen Umstände des konkreten Falles kann daher aufgrund der persönlichen

Situation des Beschwerdeführers in Zusammenschau mit der katastrophalen Sicherheitslage in seiner Heimatprovinz

und in seinem Heimatdistrikt nicht mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden, dass der

Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr nach Afghanistan in eine solche Lage geraten würde, die mit hoher

Wahrscheinlichkeit eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung darstellen würde. Durch eine Rückführung in

den Herkunftsstaat würde der Beschwerdeführer somit mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer realen Gefahr

ausgesetzt sein, in Rechten nach Art 3 EMRK verletzt zu werden und eine Rückführung stünde sohin im Widerspruch zu

Art. 3 MRK. Die Rückkehr des Beschwerdeführers nach Afghanistan erscheint daher unter den dargelegten Umständen

als unzumutbar.Unter Berücksichtigung der individuellen Umstände des konkreten Falles kann daher aufgrund der

persönlichen Situation des Beschwerdeführers in Zusammenschau mit der katastrophalen Sicherheitslage in seiner

Heimatprovinz und in seinem Heimatdistrikt nicht mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden, dass der

Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr nach Afghanistan in eine solche Lage geraten würde, die mit hoher



Wahrscheinlichkeit eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung darstellen würde. Durch eine Rückführung in

den Herkunftsstaat würde der Beschwerdeführer somit mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer realen Gefahr

ausgesetzt sein, in Rechten nach Artikel 3, EMRK verletzt zu werden und eine Rückführung stünde sohin im

Widerspruch zu Artikel 3, MRK. Die Rückkehr des Beschwerdeführers nach Afghanistan erscheint daher unter den

dargelegten Umständen als unzumutbar.

3.3.3 Der Beschwerdeführer wurde von einem inländischen Gericht mit Urteil vom XXXX gemäß § 28a Abs. 1 2., 3., 5.

und 6. Fall SMG rechtskräftig verurteilt.3.3.3 Der Beschwerdeführer wurde von einem inländischen Gericht mit Urteil

vom römisch 40 gemäß Paragraph 28 a, Absatz eins, 2., 3., 5. und 6. Fall SMG rechtskräftig verurteilt.

§ 28a SMG normiert eine Strafdrohung von bis zu fünf Jahren. Die Tat des Beschwerdeführers stellt somit ein

Verbrechen im Sinne des § 17 StGB dar. Damit ist der Tatbestand des § 9 Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 erfüllt, weshalb eine

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ausgeschlossen ist.Paragraph 28 a, SMG normiert eine

Strafdrohung von bis zu fünf Jahren. Die Tat des Beschwerdeführers stellt somit ein Verbrechen im Sinne des

Paragraph 17, StGB dar. Damit ist der Tatbestand des Paragraph 9, Absatz 2, ZiNer 3, AsylG 2005 erfüllt, weshalb eine

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ausgeschlossen ist.

Weiters weist das Bundesverwaltungsgericht noch darauf hin, dass mit dem genannten Strafurteil über den

Beschwerdeführer eine Freiheitsstrafe von 15 Monaten verhängt wurde; als mildernd wurden seine (damals gegebene)

Unbescholtenheit und die Sicherstellung des geschmuggelten Giftes, als erschwerend die Tatbegehung mit einem

Mittäter und die zweimalige Tatbegehung gewertet. Aus der Strafhöhe von 15 Monaten Freiheitsstrafe ergibt sich, dass

im konkreten Fall ein erheblicher Unrechts- und Schuldgehalt vorliegt. Darüber hinaus ist anzumerken, dass der

Beschwerdeführer in den letzten zweieinhalb Jahren bereits zweimal straNällig geworden ist und erst kürzlich wieder

(bedingt) aus der Haft entlassen wurde. Bei beiden Delikten handelt es sich um Suchtgiftdelikte, die auch nach der

Judikatur des VwGH besonders verwerPich sind (vgl. etwa VwGH 27.03.2007, 2007/21/0081).Weiters weist das

Bundesverwaltungsgericht noch darauf hin, dass mit dem genannten Strafurteil über den Beschwerdeführer eine

Freiheitsstrafe von 15 Monaten verhängt wurde; als mildernd wurden seine (damals gegebene) Unbescholtenheit und

die Sicherstellung des geschmuggelten Giftes, als erschwerend die Tatbegehung mit einem Mittäter und die zweimalige

Tatbegehung gewertet. Aus der Strafhöhe von 15 Monaten Freiheitsstrafe ergibt sich, dass im konkreten Fall ein

erheblicher Unrechts- und Schuldgehalt vorliegt. Darüber hinaus ist anzumerken, dass der Beschwerdeführer in den

letzten zweieinhalb Jahren bereits zweimal straNällig geworden ist und erst kürzlich wieder (bedingt) aus der Haft

entlassen wurde. Bei beiden Delikten handelt es sich um Suchtgiftdelikte, die auch nach der Judikatur des VwGH

besonders verwerflich sind vergleiche etwa VwGH 27.03.2007, 2007/21/0081).

3.3.4 Die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides ist daher gemäß § 8 Abs. 3a 1. Satz iVm § 9

Abs. 2 Z. 3 AsylG 2005 abzuweisen. Gleichzeitig ist gemäß § 8 Abs. 3a 2. Satz AsylG 2005 festzustellen, dass eine

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in den Herkunftsstaat unzulässig ist.3.3.4

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt römisch zwei. des angefochtenen Bescheides ist daher gemäß Paragraph 8,

Absatz 3 a, 1. Satz in Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, ZiNer 3, AsylG 2005 abzuweisen. Gleichzeitig ist gemäß

Paragraph 8, Absatz 3 a, 2. Satz AsylG 2005 festzustellen, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung

des Beschwerdeführers in den Herkunftsstaat unzulässig ist.

3.3 Zu Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheids3.3 Zu Spruchpunkt römisch drei. des angefochtenen Bescheids

Aufgrund der Unzulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in den

Herkunftsstaat war Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides ersatzlos zu beheben.Aufgrund der Unzulässigkeit

der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in den Herkunftsstaat war

Spruchpunkt römisch drei. des angefochtenen Bescheides ersatzlos zu beheben.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer
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Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist

die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die

maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen

Bescheides wiedergegeben. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden

Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer

Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich

zu beurteilen. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten des

angefochtenen Bescheides wiedergegeben. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung

der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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